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Editorial 
„Inklusion ist keine planwirtschaftliche Kategorie“ 

Ein Interview mit Heiner Bielefeldt  

Herr Bielefeldt, Sie waren bis 2009 Direktor des Deutschen Instituts für Men-
schenrechte. Das Institut begleitet die nationalen Umsetzungsstrategien der 
sogenannten UN-Behindertenrechtskonvention, die 2009 vom Deutschen 
Bundestag ratifiziert wurde. In Deutschland hat die Konvention einen emoti-
onal aufgeladenen öffentlichen Streit ausgelöst. Warum wird die Debatte so 
heftig geführt?  

Bielefeldt: Menschenrechte zielen auf das „Empowerment“ von bis dato benachtei-
ligten Menschen, d. h. es geht immer auch um Macht: den Abbau einseitiger Abhän-
gigkeiten, den Kampf gegen Diskriminierung und die Überwindung von Segregati-
onsstrukturen. Dass dabei Emotionen – Hoffnungen wie Ängste – aufkommen, steht 
zu erwarten und ist ganz normal. Insgesamt, das möchte ich betonen, haben wir in 
unserer Gesellschaft doch schon viel positive Reformbereitschaft im Umgang mit 
dem Thema Behinderung erlebt. Paternalistische Ansätze der Bevormundung und 
Separierung stoßen immer mehr auf Kritik, und das ist ein gutes Zeichen, auch wenn 
offensichtlich noch viel Arbeit vor uns liegt.  

Vielfach wird gesagt, die Konvention will besondere Fördereinrichtungen und 
Förderschulsysteme auflösen, denn Doppelstrukturen seien konventionswid-
rig. Wie sehen Sie das?  

Sicher ist, dass solche Strukturen auf den Prüfstand gehören, was ja auch geschieht. 
Niemand soll aufgrund von Behinderung vom allgemeinen gesellschaftlichen Leben 
abgeschnitten werden. Förderinstitutionen können erfahrungsgemäß Impulse in 
Richtung Segregation geben – daher die kritisch-skeptische Sicht auf solche Instituti-
onen. Die Konvention nimmt die Ergebnisse der durchzuführenden kritischen 
Überprüfung aber nicht im Detail vorweg. Entscheidend ist, dass die Betroffenen, d. 
h. Menschen mit Behinderungen und ggf. ihre Angehörigen, etwa die Eltern schul-
pflichtiger Kinder, selbst artikulieren, was ihnen wichtig ist, welche Ziele sie verfolgen 
möchten und welche Unterstützung sie benötigen. Da Behinderung eine sehr kom-
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plexe Realität – mit ganz unterschiedlichen Phänomenen, Möglichkeiten und Heraus-
forderungen – darstellt, werden die Antworten nicht gleichförmig ausfallen. In Ge-
sprächen mit Gehörlosen habe ich etwa Befürchtungen vernommen, dass eine völlige 
Abschaffung von Förderschulen und anderen Förderinstitutionen das Erlernen der 
Gebärdensprache schwierig oder gar unmöglich machen könnte. Die Lebenslagen 
von Menschen mit Behinderungen sind bekanntlich sehr unterschiedlich, und es gilt, 
angemessene Lösungen zu finden, die individuellen Ansprüchen gerecht werden. In-
klusion ist keine planwirtschaftliche Kategorie, denn es geht dabei um Menschen, die 
selbst sagen müssen, was sie wollen und brauchen.  

Wie definiert die UN-Behindertenrechtskonvention „Inklusion“ und was un-
terscheidet „Inklusion“ vom älteren Begriff der „Integration“? 

Die „Aktion Mensch“ hat eine griffige Formel geprägt, die ganz gut auf den Punkt 
bringt, was mit Inklusion gemeint ist, nämlich „Dabeisein von Anfang an“. Men-
schen mit Behinderungen sollen nicht bitten müssen, dass man ihnen in den beste-
henden Institutionen ein bisschen Platz macht, sondern umgekehrt geht es darum, 
die verschiedenen gesellschaftlichen Institutionen so zu denken und so zu gestalten, 
dass Menschen mit Behinderungen selbstverständlich dabei sind. In diesem Sinne 
steht „Inklusion“ für eine neue Philosophie, die über traditionelle Integrationskon-
zepte hinausweist.  

Kritische Stimmen sagen, hier würden Wesensmerkmale wie Behinderungen 
und körperliche Einschränkungen in erster Linie als gesellschaftlichen Zu-
schreibungen interpretiert. Wie definiert die Konvention Behinderung?  

Die Konvention definiert Behinderung gleichsam als eine offene Problemanzeige. Im 
Text heißt es, Behinderung sei ein „evolving concept“, d. h. ein Konzept, das sich im 
Zuge gesellschaftlicher Lernprozesse verändern und auch erweitern kann. Es wird al-
so bewusst nicht ein für alle Mal festgelegt, was als Behinderung gilt. Strukturell wird 
Behinderung zugleich durch die Beziehung von persönlichen „Beeinträchtigungen“ 
und dem gesellschaftlichen Umgang damit definiert. Das Problem, wenn man so will, 
liegt insofern nicht einfach bei den betroffenen Menschen, wie man dies traditionell 
oft gesehen hat, sondern vor allem in den vielfältigen Barrieren, die aus gesellschaftli-
chen Vorurteilen, Ängsten, Ignoranzen usw. resultieren. Barrieren sind ja oft nichts 
anderes als beispielsweise in Beton gegossene Formen von Ignoranz. Die Definition 
von Behinderung hat insofern klar gesellschaftskritische Züge, will damit aber nicht 
wegwischen, dass es physische, psychische, sensomotorische und andere Beeinträch-
tigungen gibt. Man spricht gern auch von der Abkehr von einem einseitig medizini-
schen Modell der Behinderung in Richtung eines komplexeren Verständnisses mit 
stark gesellschaftskritischer Komponente. Wiederum hat die „Aktion Mensch“ dafür 
eine griffige Formel geprägt: „Man ist nicht behindert, man wird behindert.“  

Polarisiert das Thema Inklusion die Debatte auch in anderen Ländern, oder 
handelt es sich eher um ein deutsches Phänomen?  
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Ich gehe davon aus, dass es ähnliche Debatten auch in vielen anderen Ländern gibt. 
Die Empfehlungen, die der UN-Ausschuss für die Rechte von Personen mit Behin-
derungen für verschiedene Länder formuliert hat, weisen jedenfalls zahlreiche Über-
schneidungen auf.  

Die Konvention orientiert sich an den Prinzipien von „Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit“ und sie übersetzt diese Prinzipien in den Kontext der In-
klusion. So wird beispielsweise aus Freiheit assistierte Autonomie, was heißt 
das?  

Die Begriffe „Freiheit – Gleichheit – Brüderlichkeit“ finden sich in Artikel 1 der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 und definieren den Menschen-
rechtsansatz insgesamt. Es geht in allen Menschenrechten darum, dass Menschen 
selbstbestimmt und ohne Diskriminierung leben können, also rechtlich frei und 
gleich sind. Da besteht weitgehend Konsens. Mit dem etwas antiquiert klingenden 
Begriff der „Brüderlichkeit“ tun wir uns heute hingegen schwer. Er steht aber für die 
unverzichtbare Einsicht, dass Freiheit und Gleichheit nur im solidarischen Füreinan-
der-Einstehen realisiert werden können. Der in der Behindertenrechtskonvention neu 
profilierte Begriff der „Inklusion“ knüpft in mancher Hinsicht an das an, was traditi-
onell mit „Brüderlichkeit“ gemeint war, verbindet dies aber mit neuen gesellschafts-
kritischen Ansprüchen auf „Dabeisein von Anfang an“. Die tragenden menschen-
rechtlichen Prinzipien verweisen aufeinander. Wie die Inklusion sinnvoll nur im Lich-
te des Freiheitsprinzips verstanden werden kann und insofern Raum geben muss für 
die freie Artikulation unterschiedlicher Interessen und Bedürfnisse, so gilt im Gegen-
zug, dass die Freiheit nur in Verbindung mit solidarischen Unterstützungsleistungen 
gelebt werden kann. Autonomie meint immer „assistierte Autonomie“. Dies gilt nicht 
nur für Menschen mit Behinderungen, sondern letztlich für alle Menschen.  

Gelegentlich wird die Konvention auch „Spezialkonvention“ genannt, geht es 
in ihr doch um Sonderrechte?  

Es geht in der Behindertenrechtskonvention nicht um Sonderrechte, sondern um die 
universalen Rechte aller Menschen, die aus den spezifischen Erfahrungsperspektiven 
von Menschen mit Behinderungen noch einmal neu durchdekliniert und dabei ver-
ändert und erweitert worden sind. Insofern finde ich den Begriff der „Spezialkonven-
tion“ missverständlich und würde ihn nicht verwenden.  

Wo kommen in der Konvention die Erwachsenenbildung und das lebenslange 
Lernen ins Spiel?  

Die Konvention beschäftigt sich in Artikel 24 ausführlich mit dem Recht auf Bil-
dung, das ausdrücklich als Recht auf „inklusive Bildung“ gefasst wird und nicht zu-
letzt dem Ziel dienen sollen, einen stabilen „sense of dignity“ – d. h. ein Bewusstsein 
der eigenen Würde und der Würde anderer Menschen – zu entwickeln. Diese Aufga-
be beschränkt sich nicht auf die schulische Bildung, die bislang fast die gesamte öf-
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fentliche Aufmerksamkeit absorbiert hat, sondern zielt auf einen lebenslangen Lern-
prozess. Im Übrigen formuliert die Konvention auch die Verpflichtung, gesellschaft-
liche Sensibilisierungsmaßnahmen durchzuführen, um dem „Stigma“ Behinderung 
entgegenzuwirken und Behinderung als Bestandteil gesellschaftlichen Lebens zu be-
greifen. Auch hier hat die Erwachsenenbildung Aufgaben zu übernehmen.  

Wie ist der Aktionsplan mit den politischen Handlungsebenen, den Ländern 
und den Kommunen, verklammert? Behindert Föderalismus die Inklusion?  

Wichtig ist die Einsicht, dass Föderalismus hinsichtlich der Behindertenrechtskon-
vention und ihrer Verpflichtungen keine „Sonderzonen“ rechtfertigt. Die Konventi-
on bindet die Bundesrepublik Deutschland als Gesamtstaat, d. h. einschließlich aller 
seiner Gliedstaaten und Organe. Diese Einsicht ist anscheinend noch nicht überall 
angekommen.  

Im April dieses Jahres hat der UN-Fachausschuss für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen den Stand der Umsetzung geprüft. Welches Zeug-
nis wird in diesem ersten Staatenbericht Deutschland ausgestellt?  

Die „Concluding Observations“ zum ersten Staatenbericht Deutschlands sind recht 
kritisch ausgefallen. Bemängelt wird unter anderem, dass auf Ebene der Länder an-
gemessene Umsetzungsstrukturen teils noch fehlen. Den nach wie vor hohen Anteil 
des Besuchs von speziellen Förderschulen sieht der Ausschuss als Indiz dafür, dass 
das Recht auf inklusive Bildung nicht konsequent umgesetzt wird. Manche Kernele-
mente der Konvention scheinen in der Politik außerdem noch gar nicht recht ange-
kommen zu sein. Ein Beispiel bietet der Anspruch auf „reasonable accommodation“, 
d. h. auf Anpassungsmaßnahmen beispielsweise der beruflichen Umgebung zuguns-
ten der individuellen Bedarfslage von Menschen mit Behinderung, sofern sie sich in 
einem tragbaren („reasonable“) Rahmen bewegen. Wenn solche Adjustierungen ver-
weigert werden, obwohl sie für die betreffenden Institutionen durchaus zumutbar 
wären, gilt dies – wie der Ausschuss klarlegt – als Form von Diskriminierung. Dies ist 
eine der größten Innovationen der Behindertenrechtskonvention, die in der breiteren 
Öffentlichkeit aber bislang fast gar nicht debattiert worden ist. Insofern liegen noch 
spannende Grundsatzdebatten vor uns.  

Was ist Ihnen an der UN-Behindertenrechtskonvention besonders wichtig 
und welche Prognose geben Sie dem Umsetzungsprozess in den kommenden 
10 Jahren?  

Konkrete Prognosen waren nie mein Ding, da traue ich mir nicht viel zu. Klar ist, 
dass auch in 10 Jahren die Konvention nicht einfach erfüllt sein wird. Sie setzt einen 
gesellschaftlichen Lern- und Sensibilisierungsprozess voraus, der wohl nie definitiv zu 
Ende kommen wird. Deshalb ist ja auch „Behinderung“ bewusst offen, unabge-
schlossen definiert. Die Konvention – auch das ist mir wichtig – repräsentiert den ak-
tuellen Stand der internationalen Menschenrechtsdebatte im Ganzen und hat damit 
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Auswirkungen weit über den Kreis von Menschen mit Behinderungen hinaus. Sie 
bietet Anlass, über Kernbegriffe wie Menschenwürde, Autonomie, Diskriminierung, 
Solidarität usw. neu nachzudenken. Mit der Verklammerung von Autonomie und In-
klusion überwindet die Konvention eine neo-liberal verengte Vorstellung von Auto-
nomie, die manchmal in Richtung individueller Ellbogenfreiheit abzurutschen droht. 
Dagegen steht die Einsicht, dass Autonomie nur in solidarischen Verhältnissen gelebt 
werden kann. Die Diskriminierungsdebatte wird durch neue Sensibilitäten hinsicht-
lich versteckter Formen von Diskriminierung erweitert – auch Barrieren sind ja eine 
Form struktureller Diskriminierung – und das Instrumentarium zur Bekämpfung von 
Diskriminierung gewinnt neue Komponenten hinzu, etwas den gerade erwähnten 
Anspruch auf „reasonable accommodation“. Auch was die Umsetzung der Konven-
tion in der Verbindung nationaler mit internationalen Monitoring-Instrumenten an-
geht, setzt die Konvention für die Menschenrechtsdebatte im Ganzen innovative 
Impulse. Kurz: Ich sehe die Konvention als eine der wichtigsten Marksteine der 
Menschenrechtsentwicklung der letzten Jahrzehnte, mit der zu beschäftigen sich in 
jeder Hinsicht lohnt.  

Das Interview führte Susanne May 

 


